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Im Detailhandel wird sich in die-
sem Herbst wenig tun, wie der 
KOF-Indikator zeigt. Die Branche 
leidet noch immer unter dem Ein-
kaufstourismus infolge der Euro-
schwäche, gleichzeitig kommt dem 
Konsum aber die Einwanderung 
zugut. Unter dem Strich bleibt eine 
schwarze Null bei den Jobs. Dies 
bestätigen Coop und Migros. In 
Filialen an der Grenze, die unter 
schwindenden Umsätzen leiden, 
würden Stellen teils nicht mehr 
besetzt, heisst es bei beiden Unter-
nehmen. Dafür werde anderswo 
bei Bedarf aufgestockt. Man sei 

mit der Entwicklung zufrieden, 
sagt eine Coop-Sprecherin. «Bei 
wirtschaftlich stabilen Rahmenbe-
dingungen gehen wir von einer 
stabilen Stellenentwicklung aus.»

nen wie die sozialistische Senats-
abgeordnete Marie-Noëlle Liene-
mann sind angeblich nicht gegen 
mehr europäische Einheit an sich, 
aber ihnen missfallen das Streben 
der EU nach mehr innerem Wett-
bewerb und die deutsche «Obses-
sion mit fixen Wirtschaftsregeln». 
‹Weshalb sollte das übrige Euro-
pa für die selbst verschuldete 
deutsche Hyperinflation von 1923 
büssen?›, fragt Lienemann. Sie 
fordert stattdessen eine Harmoni-
sierung der Sozialpolitik, vor al-
lem die rasche Festlegung eines 
europäischen Mindestlohnes, um 
die Abwanderung von Firmen in 
EU-Billiglohnländer zu stoppen.

Schwer zu sagen, ob Präsident 
Hollande sich in die Enge getrie-
ben fühlt. Er hat zumindest teil-
weise den deutschen Aufruf zu 

mehr politischer Einheit heraus-
gefordert, als er lauthals Euro-
bonds verlangte. Möglicherweise 
will der französische Präsident 
die Frage offenhalten bis 2013, 
wenn das Ergebnis der deutschen 
Wahlen Merkel in eine grosse Ko-
alition mit den Sozialdemokraten 
zwingen könnte. Dann könnte 
der Sozialist Hollande auf mehr 
Verständnis hoffen. Auf Zeit zu 
spielen, ist für Frankreich aller-
dings riskant. Noch sind die Zin-
sen für seine Staatsanleihen tief, 
aber es ist verwundbarer als 
Deutschland. Frankreich könnte 
dasselbe drohen wie Spanien und 
Italien.

Der Streit zwischen Berlin und 
Paris dreht sich im Kreis. Deutsch-
land will Kontrolle und politische 
Vertiefung der Union, bevor es 

mehr Solidarität zugesteht. Frank-
reich fordert Solidarität zuerst. 
Möglicherweise geht es beiden 
um ein verkapptes Nein. 

Der EU-Gipfel von Ende Juni 
brachte einige dieser Überle-
gungen an den Tag. Statt auf die 
umstrittene Kontrolle von Regie-
rungen einigte sich der Euroraum 
auf eine gemeinsame Bankenauf-
sicht. Auf dieser Basis sollen die 
europäischen Rettungsfonds Ka-
pital direkt in marode Banken 
stecken können, um die Last zu 
teilen. Die Hoffnung, dass dies 
Spanien helfen könnte, wurde 
rasch enttäuscht – zu viele De-
tails blieben unklar, und die EU-
Granden streiten weiter darüber, 
ob die spanische Regierung allein 
für Bankenverluste haften müs-
se. 

So schrecken Frankreich und 
Deutschland derzeit davor zurück, 
die Massnahmen zu ergreifen, die 
einen kohärenten und stabilen 
Euroraum schaffen würden. Die 
Verschärfung der Krise könnte sie 
zwingen, gegen ihren Willen wei-
tere halbherzige Schritte zu tun. 
Eine widerwillige Einigung dürfte 
aber weder glaubwürdig noch von 
Dauer sein. Hollande darf deshalb 
nicht nur von Solidarität sprechen, 
wenn es ihm um seine ‹solidari-
sche Integration› geht. Er muss 
klären, zu wie viel politischer Ei-
nigung er bereit ist. In der Euro-
krise schlägt nicht nur für 
Deutschland die Stunde 
der Wahrheit, sie  schlägt 
auch für Frankreich. 
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die Stunde der Wahrheit
zentraler Kontrolle zurück. Doch auf Dauer kommt er damit nicht durch

ANZEIGE

Die Europäische Zentralbank (EZB) werde «alles 
tun, um den Euro zu erhalten. Und glauben Sie mir, 
es wird ausreichen», sagte ihr Chef am Donnerstag. 
Sogleich sind die Börsen in Feststimmung ausgebro-
chen. Die deutlichen Worte lassen erwarten, dass die 
EZB die Marktteilnehmer um jeden Preis vor Turbulen-
zen wie Staatsbankrotten und Bankenpleiten schüt-
zen wird. Sogar die Gefährdung des Geldwertes wird 
dabei in Kauf genommen, denn für weitere Rettungs-
massnahmen muss die EZB «Geld drucken», da die fi-
nanziellen Möglichkeiten der Eurostaaten erschöpft sind. 

Warum die EZB zu solchem Tun bereit ist? Nicht zu-
letzt auch, um die eigene Haut zu retten. Sie hat sich 
unter anderem durch minderwertige Sicherheiten für 
Kredite an Banken und den direkten Ankauf von 
Staatsanleihen notleidender Länder hohe Risiken auf-
geladen. Mit immer neuen und höheren Krediten will 
sie verhindern, nicht selbst durch Bankeninsolvenzen, 
Staatsbankrotte oder gar Austritte aus der Währungs-
union in Not gebracht zu werden. Genauso geht es 
den Eurostaaten, welche die Risiken der Rettungspa-
kete tragen. Spätestens nämlich, wenn die Kredite ab-
geschrieben werden müssten, würden die Kosten der 
Rettungspolitik und ihr Scheitern für jedermann 
sichtbar. Deshalb muss immer weiter gerettet werden. 

Wir haben es hier mit dem in der Unternehmens-
führung bekannten Problem der «versunkenen Kos-
ten» zu tun. Um die bisher getätigten Ausgaben nicht 
als verloren und das Projekt als Misserfolg einstufen 
zu müssen, wird weiter «investiert», auch wenn es aus 
aktueller Sicht sinnvoller wäre, das verlustbringende 
Projekt zu stoppen. Die bisherigen Kosten oder die 
bereits eingegangenen Risiken verleiten dazu, dass 
man dem «schlechten Geld gutes hinterherwirft», um 
das Projekt zu «retten». So wie ein süchtiger Spieler 
hofft, beim nächsten Spiel hätte er vielleicht doch 
Glück und könnte mit dem Gewinn die alten Verluste 
kompensieren. Dabei werden die Einsätze immer 
 höher und der Schaden immer grösser.
Mit ihrer Rettungspolitik haben sich die europäischen 
Staaten und die EZB in Sachzwänge begeben, die 
ständig höhere Einsätze erfordern. Schiller würde 
 sagen: «Das eben ist der Fluch der bösen Tat, dass sie 
fortzeugend immer Böses muss gebären.»

Manuel Ammann ist ordentlicher Professor an der Uni St. Gallen

MANUEL AMMANN

Die versunkenen 
Kosten der 
Rettungspolitik
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In der Industrie stehen die Zei-
chen auf Abbau, obwohl sich die-
ser kaum beschleunigt. Allerdings 
sei das Bild von Branche zu Bran-
che innerhalb der Industrie sehr 
unterschiedlich, sagt Siegenthaler. 
Gut läuft es weiterhin in der Phar-
maindustrie, wie Roche-Chef Se-
verin Schwan bestätigt (siehe S. 45). 
Laut Branchenverband Science-
industries hält die Jobverlagerung 
von der Chemie- zur Pharmabran-
che an. Auch die Uhrenindustrie 
dürfte weiterwachsen. Swissmem 
rechnet damit, dass in der Maschi-
nen-, Elektro- und Metallindustrie 

in den nächsten Monaten tenden-
ziell Jobs abgebaut werden, wenn-
gleich nicht dramatisch. Positive 
Ergebnisse präsentierten zuletzt 
immerhin ABB und Autoneum. 

Die Versicherungswirtschaft 
bringt gar die KOF-Experten zum 
Staunen: Der Beschäftigungsin-
dikator erreiche dieses Jahr zum 
zweiten Mal einen historischen 
Höchststand, so Siegenthaler. 
«Hier ist mit einem substanziellen 
Beschäftigungsplus zu rechnen.»  
Hinweise gibt der Schweizerische 
Versicherungsverband SVV: Es 
seien derzeit 1200 Stellen in der 
Branche offen, heisst es auf der 
Internetseite. Gut die Hälfte der 
Stellenausschreibungen beträfen 
Spezialisten, wie etwa Juristen. 
Urs Berger, Präsident des SVV, 
begründete dies in der Sonntags-
Zeitung jüngst mit den gestie-
genen regulatorischen Anforde-
rungen. 

Neben den Spezialisten werden 
aber auch jeweils über 200 Ver-
sicherungsberater und Sachbe-
arbeiter gesucht. 

In der Branche macht ausser-
dem die Runde, dass zahlreiche 
entlassene Bankangestellte bei 
den Versicherungen neue Arbeits-
stellen finden.

die KOF der SonntagsZeitung für einzelne Branchen 
exklusiv zur Verfügung stellt. Die jüngsten Daten zei-
gen: Die Versicherungen werden sich in den kom-
menden Monaten zu Jobmotoren entwickeln, im 
Gastgewerbe und in der Industrie fallen der Franken-
stärke dagegen vermehrt Jobs zum Opfer. Häufig 

macht sich aber Stagnation bemerkbar, etwa in Bran-
chen wie dem Detailhandel und dem Bau. Die Charts 
im Artikel lesen sich wie folgt: Überschreitet der In-
dikator die Nulllinie, so rechnen die Unternehmen 
mit Jobwachstum, sinkt er darunter, erwarten sie in 
den kommenden drei Monaten einen Stellenabbau.  

DETAILHANDEL INDUSTRIE

VERSICHERUNGEN
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Dynamik verlieren
der Industrie fallen Jobs der Frankenstärke zum Opfer
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7 SITZE UND EXTREME
FLEXIBILITÄT –IMMER
PERFEKT ORGANISIERT.

*Chevrolet Orlando 1800 LS, 5-türig, 1796 ccm, 104 kW/141 PS, Verbrauch
gesamt 7.3 l/100 km, CO2 172 g/km, Energieeffizienz-Kat. E, CO2-Ø
aller verkauften Neuwagen in der Schweiz: 159 g/km. Abbildung zeigt:
Orlando 1800 LTZ Automat, 5-türig, 1796 ccm, 104 kW/141 PS, Verbrauch
gesamt 7.9 l/100 km, CO2 186 g/km, Energieeffizienz-Kat. F, CHF 33’290.-.
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CHEVROLET

CHF 23’990.-*
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